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Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union, der 
Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit 
zusammenhängender Rechtsakte - Protokolle - Protokoll zum Vertrag über die Europäische 
Union und zum Vertrag zur Gründung der Europäische Gemeinschaft - Protokoll zur 
Einbeziehung des Schengen-Besitzstands in den Rahmen der Europäischen Union

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

ANGESICHTS dessen, daß die von einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union am 14. 
Juni 1985 und am 19. Juni 1990 in Schengen unterzeichneten Übereinkommen betreffend 
den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen sowie damit 
zusammenhängende Übereinkommen und die auf deren Grundlage erlassenen Regelungen 
darauf abzielen, die europäische Integration zu vertiefen und insbesondere der 
Europäischen Union die Möglichkeit zu geben, sich schneller zu einem Raum der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts zu entwickeln,

IN DEM WUNSCH, die genannten Übereinkommen und Regelungen in den Rahmen der 
Europäischen Union einzubeziehen,

IN BEKRÄFTIGUNG dessen, daß die Bestimmungen des Schengen-Besitzstands nur in dem 
Masse anwendbar sind, in dem sie mit den Rechtsvorschriften der Europäischen Union und 
der Gemeinschaft vereinbar sind,

MIT RÜCKSICHT auf die besondere Position Dänemarks,

MIT RÜCKSICHT darauf, daß Irland und das Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland nicht Vertragsparteien der genannten Übereinkommen sind und diese nicht 
unterzeichnet haben, daß es diesen Mitgliedstaaten jedoch ermöglicht werden sollte, 
einzelne oder alle Bestimmungen dieser Übereinkommen anzunehmen,

IN DER ERKENNTNIS, daß es infolgedessen erforderlich ist, auf die im Vertrag über die 
Europäische Union und im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
enthaltenen Bestimmungen über eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen einigen 
Mitgliedstaaten zurückzugreifen, und daß diese Bestimmungen nur als letztes Mittel genutzt 
werden sollten,

MIT RÜCKSICHT darauf, daß es notwendig ist, ein besonderes Verhältnis zur Republik 
Island und zum Königreich Norwegen aufrechtzuerhalten, nachdem diese beiden Staaten 
ihre Absicht bekräftigt haben, sich durch die obengenannten Bestimmungen auf der 
Grundlage des am 19. Dezember 1996 in Luxemburg unterzeichneten Übereinkommens zu 
binden -

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die 
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Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
beigefügt sind:

Artikel 1

Das Königreich Belgien, das Königreich Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland, die 
Griechische Republik, das Königreich Spanien, die Französische Republik, die Italienische 
Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das Königreich der Niederlande, die Republik 
Österreich, die Portugiesische Republik, die Republik Finnland und das Königreich 
Schweden als Unterzeichner der Schengener Übereinkommen werden ermächtigt, 
untereinander eine verstärkte Zusammenarbeit im Rahmen dieser Übereinkommen und 
damit zusammenhängender Bestimmungen, die im Anhang zu diesem Protokoll aufgeführt 
sind, - im folgenden als "Schengen-Besitzstand" bezeichnet - zu begründen. Diese 
Zusammenarbeit erfolgt innerhalb des institutionellen und rechtlichen Rahmens der 
Europäischen Union und unter Beachtung der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags 
über die Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft.

Artikel 2

(1) Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags von Amsterdam ist der Schengen-
Besitzstand, der auch die vor diesem Zeitpunkt erlassenen Beschlüsse des durch die 
Schengener Übereinkommen eingesetzten Exekutivausschusses umfasst, unbeschadet des 
Absatzes 2 dieses Artikels für die in Artikel 1 aufgeführten dreizehn Mitgliedstaaten sofort 
anwendbar. Ab demselben Zeitpunkt wird der Rat an die Stelle des genannten 
Exekutivausschusses treten.

Der Rat trifft durch einstimmigen Beschluß seiner in Artikel 1 genannten Mitglieder alle 
Maßnahmen, die für die Durchführung dieses Absatzes erforderlich sind. Der Rat legt 
einstimmig gemäß den einschlägigen Bestimmungen der Verträge die Rechtsgrundlage für 
jede Bestimmung und jeden Beschluß fest, die den Schengen-Besitzstand bilden.

Hinsichtlich solcher Bestimmungen und Beschlüsse nimmt der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften im Einklang mit dieser Festlegung die Zuständigkeit wahr, die ihm nach 
den einschlägigen geltenden Bestimmungen der Verträge zukommt. Der Gerichtshof ist 
keinesfalls zuständig für Maßnahmen oder Beschlüsse, die die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit betreffen.

Solange die genannten Maßnahmen nicht getroffen worden sind, gelten die Bestimmungen 
und Beschlüsse, die den Schengen-Besitzstand bilden, unbeschadet des Artikels 5 Absatz 2 
als Rechtsakte, die auf Titel VI des Vertrags über die Europäische Union gestützt sind.

(2) Absatz 1 gilt für diejenigen Mitgliedstaaten, die Protokolle über den Beitritt zu den 
Schengener Übereinkommen unterzeichnet haben, jeweils ab dem Zeitpunkt, der vom Rat 
mit einstimmigem Beschluß seiner in Artikel 1 genannten Mitglieder festgelegt wird, sofern 
die Bedingungen für den Beitritt eines dieser Staaten zum Schengen-Besitzstand nicht 
schon vor Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam erfuellt sind.

Artikel 3

Im Anschluß an die Festlegung nach Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 behält Dänemark in 
bezug auf diejenigen Teile des Schengen-Besitzstands, für die Titel III a des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft als Rechtsgrundlage festgelegt ist, dieselben 
Rechte und Pflichten im Verhältnis zu den übrigen Unterzeichnern der Schengener 
Übereinkommen wie vor dieser Festlegung.

In bezug auf diejenigen Teile des Schengen-Besitzstands, für die Titel VI des Vertrags über 
die Europäische Union als Rechtsgrundlage festgelegt ist, behält Dänemark dieselben 
Rechte und Pflichten wie die übrigen Unterzeichnerstaaten der Schengener 
Übereinkommen.

Artikel 4

Irland und das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland, die durch den 
Schengen-Besitzstand nicht gebunden sind, können jederzeit beantragen, daß einzelne 
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oder alle Bestimmungen dieses Besitzstands auch auf sie Anwendung finden sollen.

Der Rat beschließt einstimmig über einen solchen Antrag, wobei die Einstimmigkeit mit den 
Stimmen seiner in Artikel 1 genannten Mitglieder und der Stimme des Vertreters der 
Regierung des betreffenden Staates zustandekommt.

Artikel 5

(1) Vorschläge und Initiativen auf der Grundlage des Schengen-Besitzstands unterliegen 
den einschlägigen Bestimmungen der Verträge.

In diesem Zusammenhang gilt, sofern Irland oder das Vereinigte Königreich oder beide 
Länder dem Präsidenten des Rates nicht innerhalb eines vertretbaren Zeitraums schriftlich 
mitgeteilt haben, daß sie sich beteiligen möchten, die Ermächtigung nach Artikel 5 a des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und Artikel K.12 des Vertrags über 
die Europäische Union gegenüber den in Artikel 1 genannten Mitgliedstaaten sowie 
gegenüber Irland oder dem Vereinigten Königreich als erteilt, sofern eines dieser beiden 
Länder sich in den betreffenden Bereichen der Zusammenarbeit beteiligen möchte.

(2) Die einschlägigen Bestimmungen der Verträge nach Absatz 1 Unterabsatz 1 finden auch 
dann Anwendung, wenn der Rat die in Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten 
Maßnahmen nicht beschlossen hat.

Artikel 6

Die Republik Island und das Königreich Norwegen werden bei der Durchführung des 
Schengen-Besitzstands und bei seiner weiteren Entwicklung auf der Grundlage des am 19. 
Dezember 1996 in Luxemburg unterzeichneten Übereinkommens assoziiert. Die 
entsprechenden Verfahren hierfür werden in einem Übereinkommen mit diesen Staaten 
festgelegt, das vom Rat mit einstimmigem Beschluß seiner in Artikel 1 genannten 
Mitglieder geschlossen wird. Das Übereinkommen enthält auch Bestimmungen über den 
Beitrag Islands und Norwegens zu etwaigen finanziellen Folgen der Durchführung dieses 
Protokolls.

Mit Island und Norwegen schließt der Rat mit einstimmigem Beschluß ein gesondertes 
Übereinkommen zur Festlegung der Rechte und Pflichten zwischen Irland und dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland einerseits und Island und Norwegen 
andererseits in den für diese Staaten geltenden Bereichen des Schengen-Besitzstands.

Artikel 7

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit die Einzelheiten der Eingliederung des 
Schengen-Sekretariats in das Generalsekretariat des Rates.

Artikel 8

Bei den Verhandlungen über die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten in die Europäische Union 
gelten der Schengen-Besitzstand und weitere Maßnahmen, welche die Organe im Rahmen 
seines Anwendungsbereichs getroffen haben, als ein Besitzstand, der von allen Staaten, die 
Beitrittskandidaten sind, vollständig zu übernehmen ist.

ANHANG

SCHENGEN-BESITZSTAND

1. Das am 14. Juni 1985 in Schengen unterzeichnete Übereinkommen zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen.

2. Das am 19. Juni 1990 in Schengen unterzeichnete Übereinkommen zwischen dem 
Königreich Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, der Französischen Republik, dem 
Großherzogtum Luxemburg und dem Königreich der Niederlande zur Durchführung des am 
14. Juni 1985 in Schengen unterzeichneten Übereinkommens betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen mit der dazugehörigen Schlussakte 
und den dazu abgegebenen gemeinsamen Erklärungen.

3. Die Beitrittsprotokolle und -übereinkommen zu dem Übereinkommen von 1985 und dem 
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Durchführungsübereinkommen von 1990, die mit Italien (unterzeichnet am 27. November 
1990 in Paris), Spanien und Portugal (unterzeichnet am 25. Juni 1991 in Bonn), 
Griechenland (unterzeichnet am 6. November 1992 in Madrid), Österreich (unterzeichnet 
am 28. April 1995 in Brüssel) sowie Dänemark, Finnland und Schweden (unterzeichnet am 
19. Dezember 1996 in Luxemburg) geschlossen wurden, mit den dazugehörigen 
Schlussakten und Erklärungen.

4. Beschlüsse und Erklärungen des aufgrund des Durchführungsübereinkommens von 1990 
eingesetzten Exekutivausschusses sowie Rechtsakte zur Durchführung des 
Übereinkommens, die von den Organen erlassen worden sind, denen der Exekutivausschuß 
Entscheidungsbefugnisse übertragen hat.
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